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Beratungsgegenstand 
 
Schaffung von neuen Planstellen 
(Referent: Herr Fleckinger) 
 
Antrag: 
 
Im Referat II werden folgende Planstellen genehmigt:  
 
1. Eine Teilzeitstelle als Buchhalter/in (kaufmännische Buchhaltung) in der Kämmerei (Sachgebiet 
20/1 Finanzwirtschaft) in TVöD EG 8.  
 
2. Eine Teilzeitstelle als Sachbearbeiter/in Umsatzsteuer im Amt für steuerliche Angelegenheiten 
(Sachgebiet 22/1 Stadt als Steuerschuldner) in TVöD EG 8.  
 
3. Mit einer bedarfsgerechten Besetzung der Stellen bereits im Haushaltsjahr 2018 besteht 
Einverständnis. 
 
 
 
 
 
gez. 
 
Franz Fleckinger 
Berufsmäßiger Stadtrat 
 
 



Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entstehen Kosten:  ja   nein 
 
wenn ja, 

Einmalige Ausgaben 
      

Mittelverfügbarkeit im laufenden Haushalt 
 

 

Jährliche Folgekosten 
59.400 Euro 

 
  im VWH bei HSt: 030000.4* 

                                     031000.4* 
  im VMH bei HSt:       

Euro: 
29.700 
29.700 

Objektbezogene Einnahmen 
(Art und Höhe) 
      

  Deckungsvorschlag 

von HSt:       

von HSt:       

von HSt:       

Euro: 

      

      

      Zu erwartende Erträge 
(Art und Höhe) 
      

 Anmeldung zum Haushalt 20      Euro: 
      

 Die Aufhebung der Haushaltssperre/n in Höhe von       Euro für die 
Haushaltsstelle/n (mit Bezeichnung) ist erforderlich, da die Mittel ansonsten nicht ausreichen. 

 Die zur Deckung herangezogenen Haushaltsmittel der Haushaltsstelle (mit Bezeichnung) 
in Höhe von       Euro müssen zum Haushalt 20      wieder angemeldet 

werden. 

 Die zur Deckung angegebenen Mittel werden für ihren Zweck nicht mehr benötigt. 

 
Kurzvortrag: 
 
Zu 1.) 
 
Die Stadt verwaltet derzeit ca. 40 Betriebe gewerblicher Art (BgA). Bei Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen gem. § 141 Abgabenordnung (AO) kann die Finanzbehörde dem 
Steuerpflichtigen die Buchführungspflicht einschließlich der Erstellung von kaufmännischen 
Abschlüssen aufgrund von jährlichen Bestandsaufnahmen auferlegen. Dies  tritt u.a. ein, wenn in 
einem BgA Umsätze, einschließlich der steuerfreien Umsätze, von mehr als 600.000 € im 
Kalenderjahr oder ein Gewinn aus Gewerbebetrieb von mehr als 60.000 € im Wirtschaftsjahr 
vorliegen.  
 
Für das Kalenderjahr 2018 wurde bislang für die BgA Energiegewinnung und IT-Dienstleistungen 
die Bilanzpflicht ausgesprochen und für die Vorlage der Eröffnungsbilanzen zum 01.01.2018 
Fristverlängerung bis 30.06.2018 gewährt. Es ist angesichts der Umsatz- bzw. Gewinnermittlung 
zu erwarten, dass weitere BgA folgen.  
 
Aufgrund dieser gesetzlichen Verpflichtung ist für diese Betriebe gewerblicher Art verpflichtend 
eine eigene kaufmännische Buchführung nach HGB-Grundsätzen mit Jahresabschluss (GUV und 
Bilanz) zu erstellen. Technische Voraussetzung hierfür ist die Einführung eines eigenständigen 
kaufmännischen Finanzverfahrens.  
Für das Haushaltsjahr 2018 ist derzeit noch zwingend die Verbuchung der Geschäftsvorfälle 
parallel in beiden Systemen (kaufmännische wie kamerale Buchführung) vorzunehmen. Es wird 
eine Lösung angestrebt, aus der kaufmännischen Buchführung allein das Ergebnis in den 



kameralen Haushalt einfließen zu lassen. Dadurch würde die sehr aufwändige Doppelerfassung 
künftig entfallen. Die erforderlichen Abstimmungen mit der Rechts- und Kommunalaufsicht erfolgen 
parallel zum Stellenbesetzungsverfahren.  
Die bereits für die zentrale kamerale Buchhaltung genehmigten Planstellen (z. T. noch unbesetzt) 
werden im Rahmen der Projektumsetzung der Zentralisierung der Buchhaltung in mehreren 
Teilschritten (Wellen) benötigt, eine Freistelle ist somit nicht verfügbar. Für die vorgetragene 
zusätzlich anfallende Pflichtaufgabe der kaufmännischen Buchhaltung wird deshalb eine 
zusätzliche Planstelle in Teilzeit in TVöD EG 8 beantragt. 
 
 
Zu 2)  
 
Wie bereits vorgetragen verwaltet die Stadt derzeit ca. 40 Betriebe gewerblicher Art (BgA), in 
denen steuerpflichtige Umsätze erzielt werden. Daneben ergeben sich stadtweit unabhängig von 
den BgA weitere umsatzsteuerpflichtige Sachverhalte, die es monatlich zu prüfen und in Form der 
Umsatzsteuervoranmeldung an das Finanzamt zu übermitteln gilt. 
Daneben wird der Zweckverband Donauhalle steuerlich mitverwaltet. 
 
Im Zusammenhang mit den erforderlichen Überprüfungen im Zuge der Einführung des § 2b UStG 
ergeben sich fortlaufend neue umsatzsteuerliche Sachverhalte, die teilweise auch schon während 
der Optionsfrist verarbeitet werden müssen. 
Bisher wird die Sachbearbeitung im Bereich Umsatzsteuer von einer Mitarbeiterin wahrgenommen, 
die Vertretung wird seit Monaten durch die frühere Stelleninhaberin (mittlerweile Sachbearbeiterin 
in der Kämmerei) gewährleistet. 
 
Zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen und fristgerechten Abwicklung der umsatzsteuerlichen 
Sachverhalte wird eine weitere halbe Planstelle in diesem Bereich dringend benötigt.  
 
 
Die Personalanforderungen wurden mit dem Fachbereich Organisation und Personalentwicklung 
abgestimmt. 
 
 


